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Der ideale Einstieg ins Thema

Auch für Studierende wirtschaftswissen-
schaftlicher Studiengänge ist juristisches 
Know-how essenziell. Constanze Janda und 

Udo Pfeifer stellen genau dieses Wissen vor: 
Sie gehen explizit auf das relevante Bürgerliche 

Recht, das Handels- und Gesellschaftsrecht ein, das 
Studierende kennen müssen. Fallbeispiele und Merk-
sätze helfen beim schnellen Verständnis. Übungsfälle 
mit Lösungen sowie ein Glossar bereiten zudem ideal 
auf die Prüfung vor. 

Diese vierte, überarbeitete und erweiterte Auflage 
richtet sich an Studierende der Wirtschaftswissen-
schaften bzw. der Betriebswirtschaftslehre sowie der 
Wirtschaftspädagogik. Sie ist auch für angrenzende 
Studiengänge geeignet.
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Vorwort zur 4. Auflage
Seit der letzten Auflage sind fünf Jahre vergangen. Seither hat der Gesetz‐
geber einige Änderungen im Bürgerlichen Recht und im Gesellschaftsrecht
vorgenommen. So sind seit Inkrafttreten des „Gesetzes zur Regelung des
Verkaufs von Sachen mit digitalen Elementen und anderer Aspekte des
Kaufvertrags“ (DigKRG) im Januar 2022 Verbraucherverträge über Apps,
Software und andere digitale Produkte im BGB geregelt. Das Kaufrecht
trägt damit – im Einklang mit verschiedenen Richtlinien der EU – der wei‐
ten Verbreitung von Streamingdiensten, eBooks oder Waren mit digitalen
Elementen wie dem sprichwörtlichen „Kühlschrank mit Internetanschluss“
Rechnung. Zum Januar 2024 ist zudem das „Gesetz zur Modernisierung
des Personengesellschaftsrechts“ (MoPeG) in Kraft getreten. Mit diesem
ist ein Gesellschaftsregister eingeführt und insbesondere das Recht der
Gesellschaft bürgerlichen Rechts, aber auch der Kommanditgesellschaft und
der offenen Handelsgesellschaft, modernisiert worden.

Wir freuen uns, dass das Werk von den Studierenden weiterhin gut
angenommen wird und sehen uns in unserem Anliegen bestätigt, juristi‐
sches Wissen einerseits klar konturiert und strukturiert, andererseits auf
die Kernaussagen beschränkt, an Studierende anderer Fachrichtungen zu
vermitteln.

Bei der Aktualisierung des Werks hat uns Sophie Holderbaum umfassend
unterstützt. Neben ihr haben Martina Dieterle, Helen Hermann, Wiebke
Siedorf und Mathieu Wagner das Manuskript durchgesehen und die Druck‐
fahnen korrigiert. Dafür gebührt ihnen ein herzlicher Dank!

Apolda und Speyer, im November 2024                               Constanze Janda
                                                                                                       Udo Pfeifer



Vorwort zur 1. Auflage
Das vorliegende Lehrbuch ist aus den Skripten zu den Lehrveranstaltun‐
gen „Recht I für Wirtschaftswissenschaftler“ hervorgegangen, welche die
Verfasser an der Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der Friedrich-Schil‐
ler-Universität Jena gehalten haben. Es wendet sich vor allem an Studen‐
ten der Wirtschaftswissenschaften, Magisterstudenten mit dem Nebenfach
„Recht“ und Lehramtsstudenten mit dem Fach „Wirtschaft und Recht“
und soll ihnen bei der Vorbereitung auf die Leistungsnachweise im Wirt‐
schaftsprivatrecht zur Seite stehen. Über die Klausurvorbereitung hinaus
soll es dem Leser die vermögensrechtlichen Vorgaben vermitteln, die im
geschäftlichen wie privaten Alltag eine Rolle spielen und ihn so in die Lage
versetzen, juristische Risiken zu erkennen und einzuschätzen.

Der „BWL Crash Kurs Wirtschaftsprivatrecht“ behandelt neben dem
Bürgerlichen Recht auch das Handelsrecht und das Gesellschaftsrecht.

Im Anschluss an eine Einführung in die Grundbegriffe des Bürgerlichen
Rechts werden die Voraussetzungen für das Zustandekommen von Verträ‐
gen dargestellt. Zudem werden die wichtigsten Vertragstypen des BGB
erörtert. Besonderes Augenmerk wird auf die Rechtsfolgen von Pflicht‐
verletzungen gelegt. Das Arbeitsrecht sowie das Familien- und Erbrecht
bleiben jedoch außer Betracht. Ebenso wird im Interesse der Klarheit und
Übersichtlichkeit auf die Darstellung juristischer Streitstände verzichtet. Die
Autoren folgen insoweit der Auffassung der Rechtsprechung.

Das Handelsrecht ist bewusst kurz gehalten. Namentlich haben wir auf
die Erörterung der Regeln zu Buchführung und Bilanzierung verzichtet.
Vielmehr kam es uns darauf an, die Besonderheiten, die im kaufmännischen
Rechtsverkehr gelten, im Vergleich zu dem für „jedermann“ geltenden
Bürgerlichen Recht herauszustellen.

Die Darstellung des Gesellschaftsrechts folgt dem Befund, dass unser
heutiges Wirtschaftsleben ganz überwiegend von Kapitalgesellschaften –
namentlich der GmbH – und nicht mehr vorrangig von Personengesell‐
schaften geprägt wird. Nach einer Einführung folgt daher zunächst eine
auf die wesentlichen Regelungen beschränkte Darstellung der einzelnen
Personengesellschaften, an die sich eine ausführlichere Behandlung des
Kapitalgesellschaftsrechtes anschließt. Angesichts vieler struktureller Über‐
einstimmungen wird dabei nach dem Vorbild des Lehrbuches von Heribert



Hirte das Recht der Aktiengesellschaft und der GmbH gemeinsam darge‐
stellt.

Ergänzt wird die Darstellung durch zahlreiche Beispiele im Text sowie
einen Anhang mit klausurtypischen Fällen und Musterlösungen. Ein Glossar
soll die Klärung unbekannter Rechtsbegriffe und ein Index das schnelle
Nachschlagen bei einzelnen Problemfragen erleichtern.

Ein herzlicher Dank gebührt Prof. Dr. Dietrich Simon und Prof. Dr.
Heribert Hirte für die Anregungen bei der Vorbereitung der dem Buch zu
Grunde liegenden Lehrveranstaltungen. Ebenso danken wir Herrn Andreas
Jenak für die Durchsicht des Manuskripts.

Jena, im Juni 2007                                                                  Constanze Abig
                                                                                                       Udo Pfeifer
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Bürgerliches Recht





1 Rechtsgeschäfte

Orientierungsfragen

• Was ist Gegenstand des Privatrechts und wie unterscheidet es sich
von anderen Rechtsgebieten? → vgl. Abschnitt 1.1

• Wie ist die Handlungsfreiheit des Einzelnen im Privatrecht ver‐
wirklicht? Welchen Einschränkungen ist sie unterworfen? → vgl.
Abschnitt 1.2

• Welche Handlungen und Willensäußerungen sind rechtlich rele‐
vant? → vgl. Abschnitt 1.3.1

• Wie lassen sich Rechtsgeschäfte systematisieren? → vgl. Abschnitt
1.3.2 ff.

• Wie kommen Verträge zustande? → vgl. Abschnitt 1.5
• Welche Besonderheiten gelten, wenn Minderjährige Verträge ab‐

schließen? → vgl. Abschnitt 1.5.2
• Wie kann man sich von Verträgen wieder lösen? → vgl. Abschnitt

1.5.3.3, Abschnitt 1.6.3
• Auf welche Weise kann man Geschäfte unter Einschaltung von

Mittelspersonen abschließen? → vgl. Abschnitt 1.7
• Welche Regeln hält das Recht bereit, um Benachteiligungen „im

Kleingedruckten“ zu unterbinden? → vgl. Abschnitt 1.8

1.1 Einführung
Das Privatrecht ist neben dem Öffentlichen Recht Teil unserer Rechtsord‐
nung. Es beschreibt das Verhältnis der Bürger untereinander, die sich als
gleichberechtigte Personen gegenüberstehen. Im Gegensatz dazu befasst
sich das Öffentliche Recht mit so genannten hoheitlichen Verhältnissen,
also der Bürger zum Staat, wie auch der Staats- und Verwaltungsorgane
untereinander.

Das Privatrecht umfasst verschiede Rechtsgebiete: das Bürgerliche Recht,
das Handels-, Gesellschafts- und das Arbeitsrecht. Das Bürgerliche Recht
trifft Regelungen über das Verhältnis von Personen untereinander (Schuld‐



recht), von Personen zu Sachen (Sachenrecht), die vermögensrechtlichen
Folgen des Todes (Erbrecht) oder die Rechtsfragen von Ehe und Verwandt‐
schaft (Familienrecht). Als Sonderprivatrecht der Kaufleute regelt das Han‐
delsrecht alle Angelegenheiten der Kaufleute sowie das Verhältnis der Kauf‐
leute zu ihren Kunden. Das Recht der Personen- und Kapitalgesellschaften
ist Gegenstand des Gesellschaftsrechts. Schließlich stellt das Arbeitsrecht
Regelungen über Rechte und Pflichten der abhängig Beschäftigten auf.
Unter dem Begriff des Öffentlichen Rechts sind das Staatsrecht, das Verwal‐
tungsrecht sowie das Strafrecht zusammengefasst, auch wenn das Strafrecht
gemeinhin als eigenständiges Rechtsgebiet wahrgenommen wird. Ein und
derselbe Sachverhalt kann Gegenstand beider Rechtsgebiete sein.

Beispiel
A hat B bei einem Verkehrsunfall schwer verletzt. Die Ansprüche auf
Schadenersatz und Schmerzensgeld, die B gegen A geltend machen
möchte, unterliegen dem Zivilrecht. Die staatliche Sanktionierung des
Fehlverhaltens des A ist demgegenüber Gegenstand des Strafrechts als
Bestandteil des Öffentlichen Rechts.

Die Unterscheidung zwischen Privatrecht und Öffentlichem Recht ist für
die Frage relevant, welchen Rechtsweg man im Streitfall zu beschreiten
hat. Während für Klagen aufgrund eines Privatrechtsverhältnisses die
Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte (Amtsgericht oder Landgericht)
gegeben ist, ist bei hoheitlichen Streitigkeiten der Rechtsweg zu den Verwal‐
tungsgerichten eröffnet. Strafrechtliche Verfahren werden dagegen – trotz
ihrer Zuordnung zum Öffentlichen Recht – vor den ordentlichen Gerichten
geführt.

Merksatz
Zivilrechtliche Ansprüche lassen sich in die Frage: „Wer will was von
wem woraus?“ kleiden, welche den Ausgangspunkt aller Überlegungen
zur Lösung eines Falles bildet.
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1.2 Der Grundsatz der Privatautonomie
Das Bürgerliche Gesetzbuch (BGB) ist das zentrale Regelungswerk des
Privatrechts. Es soll dem Einzelnen die freie wirtschaftliche Entfaltung
ermöglichen und ist damit entscheidend vom Prinzip der Handlungsfreiheit
geprägt. Die Handlungsfreiheit ist in Art. 2 Abs. 1 GG als Grundrecht
gewährleistet. Danach hat jeder das Recht auf freie Entfaltung seiner
Persönlichkeit, sofern er nicht die Rechte anderer verletzt und nicht gegen
die verfassungsmäßige Ordnung oder das Sittengesetz verstößt. Der Begriff
„Sittengesetz“ umschreibt die gesellschaftlich anerkannten Regeln, Werte
und moralischen Vorstellungen.

Im Zivilrecht wird die Handlungsfreiheit als Privatautonomie → Glos‐
sar bezeichnet, die dem Einzelnen die Freiheit zur rechtsgeschäftlichen
Selbstbestimmung gewährt. Die Privatautonomie hat drei Ausprägungen:
die Vertragsfreiheit, die Eigentumsfreiheit und die Testierfreiheit. Die Ver‐
tragsfreiheit beinhaltet zum einen die freie Entscheidung darüber, ob man
einen Vertrag abschließen möchte, wie auch das Recht zur freien Wahl des
Vertragspartners (Abschlussfreiheit). Zum anderen schützt sie das Recht der
freien Ausgestaltung von Verträgen (Inhalts- oder Gestaltungsfreiheit). Die
Eigentumsfreiheit gewährt dem Eigentümer einer Sache die freie Entschei‐
dung darüber, was mit seinem Eigentum geschieht. Er darf über seine Sachen
nach Belieben verfügen und andere von der Einwirkung darauf ausschließen
→ vgl. § 903 BGB. Die Testierfreiheit gewährleistet das Recht, durch eine
letztwillige Verfügung zu bestimmen, an wen im Todesfall das Vermögen
fallen soll → vgl. § 1937 BGB.

Auf diese Weise ermöglicht die Privatautonomie die freie Selbstbestim‐
mung bei der Regelung persönlicher Angelegenheiten. Gleichzeitig ist sie
Voraussetzung der freien Marktwirtschaft, d. h. der Steuerung der Wirt‐
schaft durch Wettbewerb frei von staatlichen Vorgaben. Durch das freie
Wirken des Marktes werden Arbeit und Kapital nach dem größten ökono‐
mischen Nutzen verteilt. Indes führt dies nicht per se zur Äquivalenz von
Leistung und Gegenleistung. Dies funktioniert nur, wenn die Vertragspart‐
ner annährend gleich stark sind. Denn ein Übermaß an Wissen versetzt eine
Partei in die Lage, die andere zu täuschen, ein Übermaß an wirtschaftlicher
Macht ermöglicht das Ausnutzen monopolistischer Strukturen. Letztlich
vermag schrankenlose Privatautonomie nicht für soziale Gerechtigkeit zu
sorgen, führt doch das freie Wirken des Marktes nicht automatisch zu
Chancengleichheit und gerechten Lebensbedingungen.
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Aus diesem Grunde hat der Gesetzgeber die Privatautonomie Einschrän‐
kungen unterworfen, indem er Schutzvorschriften zugunsten schwächerer
Vertragsparteien etabliert hat. Solche Regelungen gibt es beispielsweise
im Arbeitsrecht für die Arbeitnehmer (Arbeitsschutz, Kündigungsschutz),
im Mietrecht für die Mieter (Mieterhöhungen, Kündigungsrecht) und im
Kauf- oder Kreditrecht für die Verbraucher (Haustürgeschäfte, Allgemeine
Geschäftsbedingungen). Diese heben die Gestaltungsfreiheit zumindest
teilweise auf. Anbieter von Leistungen oder Gütern, die ein Monopol
innehaben, werden einem Kontrahierungszwang unterworfen und können
damit ihre Vertragspartner nicht frei wählen. Vergleichbares gilt für Unter‐
nehmer, die öffentlich Waren und Dienstleistungen anbieten: diesen ist
es nach dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG) nicht gestattet,
Vertragspartner aufgrund ihrer Rasse oder ethnischen Herkunft, ihres Ge‐
schlechts, ihrer Religion, ihres Alters, der sexuellen Ausrichtung oder wegen
einer Behinderung beim Vertragsschluss oder bei der Ausgestaltung von
Verträgen zu benachteiligen. Die Pflicht zur Entrichtung von Steuern und
Sozialabgaben oder das Grundstücksrecht tangieren die Eigentumsfreiheit.
Die Testierfreiheit wird durch das Pflichtteilsrecht → vgl. §§ 2303 ff.  BGB
eingeschränkt. Dieses statuiert über den Tod hinaus eine Fürsorgepflicht
für Ehegatten, Kinder und Eltern, denn diese können nie vollständig enterbt
werden.

Zusammenfassung
• Im Gegensatz zum öffentlichen Recht, welches die Rechtbeziehungen

zwischen Staat und Bürger oder staatlichen Organen untereinander
regelt, beschäftigt sich das Privatrecht mit den Rechtsbeziehungen unter
Privatpersonen. Diese sind durch ein Verhältnis der Gleichordnung
gekennzeichnet.

• Die Privatautonomie ist ein tragendes Prinzip des Privatrechts. Sie ge‐
währleistet die Handlungsfreiheit im Rechtsverkehr. Um wirtschaftlich
oder sozial schwache Personen zu schützen, ist sie jedoch Einschrän‐
kungen unterworfen.

• Ausgeübt wird die Privatautonomie durch den Abschluss von Rechtsge‐
schäften.
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Kontrollfragen
1. Welche Bedeutung hat der Grundsatz der Privatautonomie?
2. Was verstehen Sie unter Vertrags-, Eigentums- und Testierfreiheit?
3. Welchen Beschränkungen unterliegt die Privatautonomie?

1.3 Struktur und Arten der Rechtsgeschäfte
Das Rechtsgeschäft → Glossar ist das vom BGB bereitgestellte Instrument
zur Ausübung der Privatautonomie. Dabei handelt es sich um einen Tatbe‐
stand, der aus mindestens einer Willenserklärung → Glossar und oft noch
aus weiteren Elementen besteht und an den die Rechtsordnung den Eintritt
eines bestimmen Erfolges knüpft.

Beispiel
Der Mietvertrag → vgl. § 535 BGB ist ein Rechtsgeschäft, das sich aus den
Willenserklärungen des Mieters und des Vermieters zusammensetzt.

1.3.1 Willenserklärung

Zentrales Element des Rechtsgeschäfts ist die Willenserklärung. Darunter
ist eine private Willensäußerung zu verstehen, die auf Herbeiführung eines
rechtlichen Erfolges gerichtet ist.

Beispiel

• Vertragsangebot → vgl. § 145 BGB
• Kündigung z. B. eines Mietverhältnisses → vgl. § 542 BGB
• Rücktritt von einem Vertrag → vgl. § 346 BGB
• Anfechtung einer Willenserklärung → vgl. §§ 119 ff. BGB
• Testament → vgl. § 1937 BGB

Die Willenserklärung ist durch ein inneres, subjektives Element – den Wil‐
len des Erklärenden – und ein äußeres, objektives Element – die Äußerung
dieses Willens – gekennzeichnet.

Auf der subjektiven Seite werden drei Elemente unterschieden: Der
Handlungswille bezeichnet das Bewusstsein zu handeln. Er fehlt bei Äu‐
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ßerungen, die im Schlaf oder unter Hypnose getätigt werden sowie bei
Reflexhandlungen, da diese nicht von einem Willen getragen sind. Ohne
Handlungswillen gibt es keine Willenserklärung. Unter dem Erklärungswil‐
len ist das Bewusstsein zu verstehen, dass die Handlung rechtliche Relevanz
hat. Der Geschäftswille bezeichnet schließlich den Willen, den rechtlichen
Erfolg auch herbeizuführen. Letztere Elemente sind keine Voraussetzung für
eine Willenserklärung. Denn das Vorliegen des Erklärungs- und Geschäfts‐
willens kann im Streitfall kaum bewiesen werden. Um den Rechtsverkehr zu
schützen, wird daher zunächst auf das objektive Erscheinungsbild abgestellt.
Hätte der Erklärende bei sorgfältigem Handeln erkennen und vermeiden
können, dass seine Äußerung als Willenserklärung aufgefasst werden kann,
muss er sich daran festhalten lassen, wenn sein Gegenüber dies so verstan‐
den hat [BGHZ 91, S. 324].

Beispiel
[So genannter „Trierer Weinversteigerungsfall“ nach Isay, S. 25.]
A nimmt an einer Versteigerung wertvoller Kunstwerke teil. Während
der Versteigerung trifft sein Bekannter B ein, dem A zur Begrüßung zu‐
winkt. Der Versteigerer V nimmt an, A wolle mit seiner Handbewegung
anzeigen, dass er auf das letzte von V bezifferte Gebot bieten wollte.
Als kein weiterer Teilnehmer einen höheren Preis bietet, gewährt V
dem A den Zuschlag.
Hier hatte A Handlungswillen, denn er wollte seine Hand heben. Jedoch
war A nicht bewusst, dass er mit seiner Handbewegung rechtliche
Folgen herbeiführen würde und er wollte dies auch nicht. Ihm fehlten
also Erklärungs- und Geschäftswillen. Darauf kommt es aber nicht an,
da diese keine notwendigen Bestandteile einer Willenserklärung sind.
A hat also eine Willenserklärung abgegeben.

1.3.2 Ein- und mehrseitige Rechtsgeschäfte, Beschlüsse
Ein einseitiges Rechtsgeschäft enthält die Willenserklärung nur einer Per‐
son. Beispiele sind die Kündigung → vgl. § 314 Abs. 1 BGB, die Anfechtung
→ vgl. § 143 BGB oder das Testament → vgl. § 2064 BGB. Ein mehrseitiges
Rechtsgeschäft enthält dagegen die Willenserklärungen von mindestens
zwei Personen. Man unterscheidet Verträge, Beschlüsse und Gesamtakte.
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Ein Rechtsgeschäft, das aus den inhaltlich – nicht wortwörtlich – über‐
einstimmenden Willenserklärungen von mindestens zwei Personen besteht,
wird als Vertrag → Glossar bezeichnet. Kennzeichnend ist die Willenseini‐
gung zwischen beiden Parteien.

Beispiel
A bietet B ein Gemälde von Renoir für 500.000 € zum Kaufan. B stimmt
zu. Hier ist ein Vertrag zustande gekommen.
B möchte nur 250.000 € zahlen, womit A jedoch nicht einverstanden
ist. Der Vertragsschluss scheitert daran, dass A und B keine Einigung
über den Preis erzielt haben.

Einseitig verpflichtende Verträge verpflichten nur eine Person, auch wenn
Willenserklärungen mehrerer Personen vorliegen. So ist bei der Schenkung
→ vgl. §§ 516 ff. BGB nur der Schenker verpflichtet, dem Begünstigten etwas
zuzuwenden. Bei einem gegenseitigen Vertrag verpflichtet sich dagegen die
eine Person zu einer Leistung, gerade weil eine andere ihr ebenfalls eine
Leistung verspricht. Dieser Grundsatz wird auch mit der Formel do ut des =
ich gebe, damit du gibst umschrieben. Ein Beispiel ist der Kaufvertrag → vgl.
§§ 433 ff.  BGB. Hier verpflichtet sich der Verkäufer zur Übereignung der
Kaufsache, weil ihm der Käufer im Gegenzug die Zahlung des Kaufpreises
verspricht.

Beschlüsse → Glossar sind gleichgerichtete Willenserklärungen von
mehreren Personen in einer Personenvereinigung, die parallel abgegeben
werden. Beschlüsse fassen beispielsweise die Mitglieder eines Vereins über
dessen innere Angelegenheiten → vgl. § 32 BGB.

Unter einem Gesamtakt → Glossar sind parallele Willenserklärungen von
mindestens zwei Personen zu verstehen, die auf derselben Seite des Vertrags
stehen. Hat beispielsweise ein Ehepaar gemeinsam eine Wohnung gemietet
und erklärt es nun gemeinsam die Kündigung des Mietvertrages, handelt es
sich um einen Gesamtakt.

1.3.3 Verpflichtungs- und Verfügungsgeschäfte
Eine wichtige und dem deutschen Zivilrecht eigene Besonderheit ist die
Unterscheidung zwischen Verpflichtungs- und Verfügungsgeschäft. Ein
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Verpflichtungsgeschäft → Glossar ist ein Rechtsgeschäft, durch das die
Verpflichtung zu einer Leistung begründet wird.

Beispiel
Durch einen Kaufvertrag wird der Verkäufer einer Sache verpflich‐
tet, dem Käufer die Sache zu übergeben und das Eigentum an der
Sache zu verschaffen. Der Käufer ist verpflichtet, dem Verkäufer den
vereinbarten Kaufpreis zu zahlen und die gekaufte Sache abzunehmen
→ vgl. § 433 Abs. 1, 2 BGB.

Ein Verfügungsgeschäft → Glossar ist ein Rechtsgeschäft, mit dem auf den
Bestand vorhandener Rechte unmittelbar eingewirkt wird – sei es durch
Übertragung, Belastung, Änderung des Inhalts oder Aufhebung des Rechts.

Beispiel

• Übereignung einer beweglichen Sache nach § 929 BGB = Übertra‐
gung eines Rechts

• Bestellung eines Pfandrechts an einer beweglichen Sache nach
§ 1204 BGB = Belastung eines Rechts

• Erlass einer Forderung nach § 397 BGB = Aufhebung eines Rechts
• Umwandlung einer Buchhypothek in eine Briefhypothek nach

§ 877 BGB = Änderung eines Rechts

Nach dem Trennungsprinzip → Glossar sind Verpflichtungs- und Verfü‐
gungsgeschäft streng voneinander zu trennen. Dies gilt auch, wenn sie
tatsächlich meistens zusammen abgeschlossen werden. Durch das Verpflich‐
tungsgeschäft allein treten noch keine Rechtsänderungen ein. Die Parteien
verpflichten sich lediglich, diese herbeizuführen.

Beispiel
A kauft von B ein Fahrrad. B übergibt ihm das Fahrzeug, A bezahlt es
in bar.
Während sich dieser Vorgang im Alltag als ein einheitlicher Sachver‐
halt darstellt, ist im Zivilrecht zu differenzieren. Es liegen drei getrennte
Geschäfte vor: der Kaufvertrag als Verpflichtungsgeschäft und die
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Übereignung des Fahrrads sowie des Geldes als separate Verfügungs‐
geschäfte.

Aus dem Wortlaut des § 433 Abs. 1 BGB wird deutlich, dass durch den
bloßen Abschluss des Kaufvertrages noch kein Eigentum übertragen wird.
Der Verkäufer wird lediglich zur Eigentumsübertragung verpflichtet und
der Käufer erhält einen Anspruch darauf → vgl. auch § 241 BGB. Zum
Übergang des Eigentums ist eine Übereignung → vgl. § 929 BGB – das
Verfügungsgeschäft, welches auch als Erfüllungsgeschäft bezeichnet wird –
erforderlich. Ein „Kauf besteht also immer aus (mindestens) drei Geschäften:
dem Kaufvertrag, in dem sich Käufer und Verkäufer einander Leistungen
versprechen; der Übereignung der Kaufsache durch den Verkäufer an den
Käufer und der Übereignung des Geldes durch den Käufer an den Verkäufer.

Aus dem Trennungsprinzip folgt, dass die Wirksamkeit des Verpflich‐
tungsgeschäfts nicht Voraussetzung für die Wirksamkeit des Verfügungs‐
geschäfts ist. Dieser Grundsatz wird als Abstraktionsprinzip → Glossar
bezeichnet. Verpflichtungs- und Verfügungsgeschäft teilen also nicht not‐
wendig das gleiche rechtliche Schicksal.

Beispiel
A ist fünfzehn Jahre alt und damit beschränkt geschäftsfähig → vgl.
§ 106 BGB. Sofern die Eltern nicht einwilligen, ist der Kaufvertrag
zwischen A und B gemäß §§ 107, 108 BGB unwirksam (→ vgl. Abschnitt
1.5.2.2). Gleiches gilt für die Obereignung des Geldes von A an B.
Eigentum an dem Mofa kann A indes wirksam erwerben.

1.3.4 Abstrakte und kausale Geschäfte
Abstrakte Geschäfte sind von ihrem Rechtsgrund (causa) losgelöst. Das
heißt, die vertragliche Einigung bezieht sich nicht auf den Rechtsgrund,
sondern nur auf die unmittelbar angestrebten Rechtsfolgen. Das abstrakte
Rechtsgeschäft ist auch dann gültig, wenn das zugrunde liegende Rechtsge‐
schäft (causa) nicht wirksam ist. Alle Verfügungsgeschäfte des BGB sind
abstrakt.
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Beispiel
Bei der Übereignung einer Sache → vgl. § 929 BGB ist nach außen nicht
erkennbar, ob das Eigentum aufgrund eines Kaufvertrages oder einer
Schenkung übertragen wird.
Ebenso ist beim Schuldversprechen → vgl. § 780 BGB als einem der
wenigen Beispiele für ein abstraktes Verpflichtungsgeschäft nicht
feststellbar, aus welchem Grund man einem anderen eine Leistung
verspricht.

Kausale Rechtsgeschäfte tragen den Rechtsgrund in sich, der Rechtsgrund
ist Inhalt des Rechtsgeschäfts – so z. B. Kauf, Miete, Pacht, Darlehen, Dienst-
und Werkvertrag. Fast alle Verpflichtungsgeschäfte sind kausal.

1.3.5 Schuldrechtliche und dingliche Verträge
Letztlich lassen sich Rechtsgeschäfte auch anhand der Bücher des BGB
systematisieren, in deren Anwendungsbereich sie fallen. Schuldverhältnisse
betreffen die Rechtsbeziehungen zwischen Personen. So ist nach § 241 BGB
der Gläubiger berechtigt, vom Schuldner eine Leistung zu fordern. Das
Schuldverhältnis besteht immer nur zwischen den an ihm beteiligten Per‐
sonen. Dritte können daraus keine Rechte oder Pflichten ableiten, weshalb
sie als Relative Rechte → Glossar bezeichnet werden.

Dingliche Verträge betreffen demgegenüber die Beziehungen zwischen
Personen und Sachen. Ein Beispiel ist die Übereignung nach § 929 BGB,
welcher die Frage regelt, wie eine Person Eigentum an einer Sache erwerben
kann. Diese Rechtsbeziehungen zu Sachen sind auch von Dritten zu achten,
weshalb sie als Absolute Rechte → Glossar bezeichnet werden.

Zusammenfassung
• Rechtsgeschäfte bestehen aus einer oder mehreren Willenserklärungen

und ggf. weiteren Elementen, an die das Recht einen bestimmten Erfolg
knüpft.

• Willenserklärungen sind Äußerungen des menschlichen Willens, durch
die ein bestimmter Erfolg hervorgerufen werden soll. Sie müssen von
einem Handlungswillen getragen sein.
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• Einseitige Rechtsgeschäfte enthalten die Willenserklärung einer Person,
mehrseitige die von mindestens zwei Personen.

• Durch ein Verpflichtungsgeschäft verpflichten sich die Beteiligten,
einen bestimmten Erfolg herbeizuführen.

• Die Realisierung des versprochenen Erfolgs ist Gegenstand des Ver‐
fügungsgeschäfts, durch welches ein Recht unmittelbar übertragen,
belastet, aufgehoben oder in seinem Inhalt geändert wird.

• Nach dem Trennungsprinzip sind Verpflichtungs- und Verfügungsge‐
schäft immer strikt auseinander zu halten. Sie teilen daher nicht not‐
wendig das gleiche rechtliche Schicksal.

• Die Wirksamkeit des Verpflichtungsgeschäfts ist nach dem Abstrakti‐
onsprinzip nicht Voraussetzung für die Wirksamkeit des Verfügungsge‐
schäfts.

Kontrollfragen
1. Definieren Sie die Begriffe Willenserklärung, Vertrag und Rechtsge‐

schäft.
2. Aus welchen Elementen setzt sich eine Willenserklärung zusammen?
3. Wie lassen sich Rechtsgeschäfte systematisieren?
4. Nennen Sie Beispiele für einseitige und mehrseitige Rechtsgeschäfte.
5. Warum wird man durch Abschluss eines Kaufvertrages nicht Eigentü‐

mer der gekauften Sache?
6. Welche Folgen resultieren aus dem Abstraktions- und dem Trennungs‐

prinzip?
7. Sind der Erlass einer Forderung → vgl. § 397 BGB und die Bestellung einer

Grundschuld → vgl. §§ 873 Abs. 1, 1113, 1192 BGB Verpflichtungs- oder
Verfügungsgeschäfte?

1.4 Auslegung von Willenserklärungen und
Rechtsgeschäften

Durch Auslegung → Glossar wird der Wille des Erklärenden ermittelt. Dies
ist immer dann notwendig, wenn dieser aus der Erklärung nicht eindeutig
erkennbar ist.
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